Sehr geehrte Damen und Herren, 

sicher kennen Sie den Fall der Familientrennung der Familie Salame/Sialla, da viele Einzelheiten zwischenzeitlich durch die Medien veröffentlicht wurden. Wir möchten Sie ihm Interesse vor allem der betroffenen 4 Kinder bitten, sich mit deren Schicksal erneut auseinanderzusetzen und nach Ihren Möglichkeiten dazu beizutragen, dass hier eine menschliche Lösung gefunden wird. Die unmittelbare Umsetzung der aktuellen Entscheidung des Verwaltungsgerichtes Hannovers bietet dafür eine juristisch abgesicherte Möglichkeit. 

Frau Gazale Salame (26) kam vor 17 Jahren mit ihren Eltern aus dem Libanon nach Deutschland. Sie ist hier aufgewachsen und hat eine Familie gegründet. Doch Gazales Eltern haben bei ihrer Einreise aus dem Libanon 1988 verschwiegen, dass sie auch die türkische Staatsangehörigkeit besitzen. Gazale war damals erst acht Jahre alt. Dennoch entzog ihr die Ausländerbehörde deshalb die Aufenthaltserlaubnis.  

Am 10.02.2005 wurde Gazale mit ihrer Tochter Schams (damals 1 Jahr alt) aus dem Landkreis Hildesheim in die Türkei abgeschoben. Die Polizei holte sie ab, während ihr Ehemann, Ahmed Siala, die beiden Töchter Amine und Nura zur Schule brachte, so dass sie sich nicht von ihnen verabschieden konnte. 

Sie war zu diesem Zeitpunkt schwanger, ihr Sohn Ghazi ist am 31.08.05 in Izmir zur Welt gekommen. 

Ihr Ehemann, mit dem sie auf Grund fehlender Papiere nur nach islamischem Ritus verheiratet ist, sowie ihre beiden Töchter Amine (9) und Nura (8) leben weiterhin im Landkreis Hildesheim. 

Die Familie ist inzwischen seit fast zwei Jahren getrennt. In dieser Zeit haben Amine und Nura ihre Mutter und ihre Schwester nicht mehr gesehen. Ghazi kennt weder seinen Vater noch seine zwei ältesten Schwestern.   

Anders ist die Situation bei ihrem Ehemann, Ahmed Siala: Er ist ebenfalls als Kind mit seinen Eltern aus dem Libanon gekommen und bekam auf Grund einer Bleiberechtsregelung eine Aufenthaltserlaubnis. Daher durfte die Familie trotz des Fehlverhaltens von Gazales Eltern in Deutschland bleiben. 2001 aber wurde ihm unterstellt, er habe ebenfalls die türkische Staatsangehörigkeit. Seine Aufenthaltserlaubnis wurde nicht verlängert. 

Ahmed Siala klagte gegen diese Entscheidung und bekam am 21.06.2006 vom Verwaltungsgericht Hannover Recht: Der Landkreis Hildesheim wurde verpflichtet über die Verlängerung neu zu entscheiden. Das Gericht betonte dabei ausdrücklich, das der Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis „keine zwingenden Rechtsgründe“ entgegenstehen.  

Auf der Grundlage dieses Urteils und der gesundheitlichen Situation der Mutter sagte die damalige Landrätin Ingrid Baule zu, sich für die kurzfristige Rückkehr von Gazale und ihren zwei Kindern einzusetzen. 

Das niedersächsische Innenministerium wies den Landkreis allerdings an, gegen das Urteil Zulassung zur Berufung beim OVG Lüneburg zu beantragen, da der Fall als Präzedenzfall betrachtet wird. 

Ein Berufungsverfahren wird mehrere Jahre dauern. Für die gesamte Laufzeit des Verfahrens bliebe die Familie weiter getrennt.

Am 30.11.06 verpflichtete das Verwaltungsgericht Hannover den Landkreis Hildesheim auf Grund von Art. 6 GG (Schutz von Ehe und Familie), Frau Salame und ihren Kindern die Rückreise zu ermöglichen und ihnen eine befristete Aufenthaltserlaubnis bis zum Abschluss des Berufungsverfahrens zu erteilen. 

Der Landkreis hat nun auf Anforderung des Innenminsteriums dagegen Beschwerde eingelegt. 

Innenminister Schünemann gibt sich unberührt und hat geäußert, Gazales Ehemann könne ihr jederzeit in die Türkei folgen und so die Beziehung zu seinen Kindern wiederherstellen. 

Doch auch die beiden Töchter Amine und Nura leben hier in Deutschland. Sie sind hier geboren, gehen hier zur Schule. 

Die Ausreise in die Türkei würde für sie den Abbruch ihrer Schulausbildung und all ihrer hier gewachsenen Beziehungen bedeuten. 

Auch gäbe es in der Türkei keine Existenzmöglichkeit für die Familie. Da Ahmed Siala nie in der Türkei gelebt hat und kein türkisch spricht, könnte er den Lebensunterhalt nicht sichern, während er hier berufstätig ist.

Gazale Salame verbringt diese Zeit des Wartens allein mit ihren Kindern in Izmir, wo sie als Angehörige einer arabischen Minderheit Anfeindungen durch Nachbarn und Belästigungen von fremden Männern ausgesetzt ist. Seit der Abschiebung leidet sie – nach Auskunft von Ärzten, die sie besucht haben, an Depressionen und ist suizidgefährdet. Sie lebt in einer modrigen, nicht isolierten Wohnung, und ihr Gesundheitszustand verschlechtert sich zunehmend.

Auch bei noch so verschiedenen Ansichten sollte eine politische Auseinandersetzung nicht auf den Rücken einer jungen Mutter und ihrer Kinder ausgetragen werden. 

Daher bitten wir sie im Namen der Menschlichkeit, sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten für eine baldige Rückkehr von Gazale Salame einzusetzen, bevor es für die junge Familie zu spät ist. Die Gerichtsentscheidung wurde von der Landesbischöfin Frau Käßmann als vorweihnachtliches Geschenk bezeichnet, durch das derzeitige Vorgehen von Landkreis und Land wird daraus nichts werden. Wir bitten Sie daher sich für eine Rückkehr von Gazale Salame und ihren Kindern einzusetzen. 

Mit freundlichen Grüßen und herzlichem Dank für Ihr Interesse

